
Die SPD-Lemgo  
sagt Danke!

Liebe Lemgoerinnen,  
liebe Lemgoer,

vor knapp sechs Monaten 
haben viele von Ihnen und 
euch ihre Kreuze für die 
SPD-Lemgo gemacht, dafür 
sind wir dankbar und freuen 
uns über das entgegenge-
brachte Vertrauen.
In den vergangenen sechs 
Monaten hat die Ratsfrakti-
on der SPD-Lemgo trotz der 
Pandemie viel gegeben, um 
die Wahlversprechen aus 
dem Jahr 2020 umzusetzen 
und Ihr Vertrauen zu be-
stätigen, auf  den folgenden 
Seiten erfahren Sie was die 
SPD-Lemgo, sowie Jürgen 
Berghahn in den vergange-
nen Monat getan haben und 
wir hoffen dass wir Ihnen 
zeigen können dass wir Ihr 
Vertrauen ernstnehmen und 
auch in den kommenden 
Monaten daran arbeiten 
werden unsere Stadt für Sie 
nach vorne zu bringen.
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Clemens Becker ist eine 
Straße wert
Clemens Becker ist einer der vergessenen Söhne Lemgos,  
der für unsere Stadt jedoch viel geleistet hat.  
– Mehr auf Seite 4

Soccerfield:  
Umsetzung einer Idee!

… und unseren Familien helfen!

Fangen wir mit hartnäckigen Vor-
urteilen an. Eines ist bekannter-
maßen, dass die Halbwertszeit 
von Wahlversprechen nur bis zum 
Wahltag selbst hält. Die Sozialde-
mokraten bemühen sich seit der 
kürzlich vergangenen Kommunal-
wahl das Gegenteil zu beweisen: 
Tempo machen, Bündnispartner 
suchen und schnellstmöglich in 
die Umsetzung kommen. Nun will 
die SPD-Ratsfraktion die erste Ge-
legenheit nutzen, um unsere Fami-
lien zu entlasten.

Erstes konkretes Vorhaben ist es, 
den Grundfreibetrag für Kinderta-
gesstätten, Kindertagespflege und 
offene Ganztagsgrundschule auf  
22.500€ anzupassen. Diese Erhö-
hung steht ganz im Einklang mit 
dem Wahlversprechen, die Alte 

Hansestadt in den nächsten Jahren 
zur familienfreundlichsten Stadt 
in Lippe zu machen. Gemeinsam 
mit BfL und Grünen fand sich eine 
Mehrheit, die bereit ist, diesen ers-
ten Schritt kurzfristig umzusetzen. 

Dazu erklärt Lasse Huxoll, stell-
vertretender Fraktionsvorsitzen-
der: „Die Gebührenbelastung ist für 
unsere Familien verhältnismäßig 
hoch, hier wollen wir Gegenarbei-
ten. Unser erklärtes Ziel ist es, den 
Grundfreibetrag in dieser Wahlpe-
riode auf mindestens 30.000€ zu 
erhöhen. Dafür können wir jetzt mit 
BfL und Grünen den ersten Schritt 
gehen“. Bereits in diesem Jahr wür-
de somit entlastet: Die Gebühren 
reduzieren sich für jede Familie, bis 
22.500€ Jahreseinkommen entfal-
len sie. Versprochen!

Das Soccerfield nimmt Form an. Die Eröffnung ist 
greifbar nah. Im Jahr 2015 beantragte die SPD-
Fraktion als Reaktion auf eine Idee der Jusos den 
Bau eines Soccerfields für das kommende Jahr, 
sechs Jahre später ist es so weit.
Inzwischen spricht die Ver-
waltung nicht mehr von einem 
Antrag der SPD, sondern rekla-
miert die eigene Idee und freut 
sich, LEADER Fördermittel ak-
quiriert zu haben. Die damals 
veranschlagten 100.000 € wur-
den als zu teuer eingeschätzt 
und auf  50.000 € gekürzt. Die 
Umsetzung jetzt kostete doch 
wieder 92.300 €, diese Erhö-
hung wäre sicherlich noch zu 
verkraften, schließlich sind die 
Jusos Lemgo erstmal froh, dass 
ihre Idee endlich umgesetzt 
wird. Doch bei genauerer Be-
sichtigung der Baustelle fällt 
eine eklatante Fehlplanung auf: 
Der Begrenzungszaun des Soc-
cerfields wurde geschrumpft. 
Der Fußballverband Westfalen 
empfiehlt eine drei Meter hohe 
Begrenzung und der Leiter des 
Geschäftsbereich Jugend und 

Schule Thomas Portong be-
schrieb die damaligen Ziele 
in der Landeszeitung noch so: 
„[…] einen Bolzplatz, der ganz 
wie US-amerikanische Vorbil-
der hoch eingezäunt sein soll, 
damit der Ball nicht wegfliegt“. 
Herausgekommen sind 1,10 Me-
ter. Echten Fußball spielen und 
bolzen scheint so unmöglich.  
Das wirft die Frage auf, ob ir-
gendjemand der an der Planung 
beteiligt war jemals Fußball ge-
spielt hat. In der Berichterstat-
tung wird erwähnt, diesen Zaun 
ausgewählt zu haben, um die 
Lärmbelästigung durch das Soc-
cerfield gering zu halten. Spä-
testens nachdem der erste Ball 
auf  die Pagenhelle geflogen ist 
wird die Lärmbelästigung wohl 
nicht mehr das größte Problem 
sein.

Gebühren senken

Die SPD erneuert sich. Fünf  
Ratsleute sind zur neuen 
Wahlperiode ausgeschieden, 
bleiben der neuen Fraktion 
aber weiterhin erhalten, 
unterstützen die sieben neu-
en und fünf  „alten“ Ratsmit-
glieder weiterhin mit ihren 
in langen Jahren der Tätig-
keit im Rat der Stadt Lemgo 
erworbenen Erfahrungen 
und Kenntnissen.

Die SPD-Fraktion wird 
sich in ihrer Vielschichtig-
keit und einer guten Mi-
schung aus neuen, frischen 
Ideen und langjähriger Er-
fahrung sowie politischem 
Know-how für Lemgo ein-
setzen. Wir bilden in unse-
rer Zusammensetzung einen 
guten Querschnitt durch die 
Gesellschaft, sodass sich alle 
Lemgoer Bürger:innen in 
ihren Interessen vertreten 
fühlen können. Die breite 
Palette unserer Lebens- und 
Erwerbsbiografien er-
leichtert eine fundierte und 
bürgernahe Arbeit in den 
Ausschüssen und im Rat. 

Newcomer &  
alte Hasen

Jürgen Berghahn will in Berlin  
die Zukunft mitgestalten

Sach ma Jürgen, was steht am ersten Ju-
liwochenende in Deinem Kalender?
Jürgen Berghahn (schmunzelt): 
Das Blomberger Schützenfest na-
türlich. Aber ich befürchte leider, 
dass wir wegen der Corona-Pan-
demie nicht feiern können.
Wie erlebst Du die Menschen in der Co-
rona-Krise?
Berghahn: Neben dem Verzicht 
auf soziale Kontakte und Freizeit-
angebote: Was den Bürger*innen 
abverlangt wurde und wird, ist 
schon enorm. Familien sind er-
schöpft, etliche bangen um ihre 
Arbeitsplätze und ihre wirtschaft-
liche Existenz. Dazu kommt das 
Impfchaos. Da steigt die Verärge-
rung und das ist auch nachvoll-
ziehbar.
Wie geht ihr im Landtag mit den Sorgen 
und Nöten der Menschen um?
Berghahn: Die SPD hat zig An-
träge gestellt, um finanzielle Hilfe 
nicht nur ausgewählten, sondern 
allen Branchen zukommen zu 
lassen. Nur ein Beispiel sind da 
die Schausteller oder die Event-
firmen. Die haben nichts, seit 
Monaten. Wir haben schon letztes 
Jahr den konsequenten Einsatz 
von Tests vorgeschlagen, um den 
Menschen eine Öffnungsperspek-
tive bieten zu können. Doch die 
Landesregierung liefert nicht.
Nun hast Du Dich dazu entschlossen, 
den Schritt von Düsseldorf nach Berlin 
zu wagen und für den Bundestag zu 
kandidieren. Warum, gefällt es Dir am 
Rhein nicht mehr?
Berghahn (lacht): Wegen der gu-
ten Berliner Currywurst will ich 
da hin. Nein, Spaß beiseite. Seit-
dem ich dem Landtag angehöre, 
habe ich Lippe immer mit Herz-
blut und Leidenschaft vertreten. 
In der Corona-Pandemie haben 
wir aber deutlich gemerkt, wo die 

Grenzen der Landespolitik lie-
gen und dass die entscheidenden 
Weichen in Berlin gestellt werden. 
Nur ein Beispiel ist die Gesetzge-
bung bei der Arbeit von Jugend-
ämtern oder beim Kinderschutz. 
Hier kann ich meine Erfahrung 
aus dem Untersuchungsausschuss 
einbringen und die Zukunft mit-
gestalten. 
Derzeit sieht es so aus, als sei die Arbeit 
des Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses zum sexuellen Missbrauch 
von Kindern noch lange nicht vorbei? 
Berghahn: Das ist leider so. Als 
wären die Verbrechen von Lügde 
nicht schon schlimm genug, hat 
der Untersuchungsausschuss ja 
immer neue, schockierende Dinge 
zutage befördert. Was mich neben 
den abscheulichen Taten wirklich 
entsetzt, ist die Mauer des Schwei-
gens und Vergessens, auf die wir 
teilweise stoßen. 
Was sind Deine Lehren und Erkennt-
nisse, die Du bisher aus dem PUA ge-
zogen hast?
Berghahn: Wir brauchen neben 
einem besseren Kinder- und Ju-
gendschutz auch strukturelle 
Veränderungen in den Jugend-
ämtern und in den Behörden, um 
solche Verbrechen schneller auf-
zudecken. Die Kommunikation 
zwischen den einzelnen Stellen, 
Jugendämter, Polizei, Schulen und 
Kitas muss verbessert werden. 
Und: wir alle müssen unserer An-
tennen schärfen, hinschauen und 
handeln, wenn wir einen Verdacht 
haben. Den Tätern von Lügde 
wurde es jahrelang viel zu einfach 
gemacht.
Wo siehst Du außerdem Deine Schwer-
punkte im Bundestag?
Berghahn: In der Verkehrs-, der 
Umweltpolitik und der Sozial-
politik. Zur Verkehrswende ge-

hört beispielsweise ein attraktiver 
ÖPNV, der Bahnverkehre, den 
Radverkehr und Bürgerbusse zu-
sammen denkt. Mehr soziale Ge-
rechtigkeit.
Wie kann so etwas gelingen?
Berghahn: Indem wir die Mobi-
lität vor Ort stärken, heißt: Rad-
wege ausbauen, die E-Mobilität 
fördern, Anreize zum Umsteigen 
auf Bus und Bahn schaffen, indem 
wir regionale Verkehrsprojekte 
wie die Reaktivierung der Bega-
talbahn.
So etwas ist viel sinnvoller als der 
Neubau einer ICE-Trasse zwi-
schen Bielefeld und Hannover, die 
große Auswirkungen für Anwoh-
ner und auch die Umwelt hätte. 
Und die müssen wir schützen.
Was meinst Du konkret?
Berghahn: Eine Verkehrswende 
wäre ja ein Schritt zum Klima-
schutz. Ein weiterer ist es, die 
Energiewende voranzutreiben. 
Dabei steht unter anderem der 
Ausbau der erneuerbaren Energie 
im Fokus. Und in dem Bezug ist 
Beispielsweise die in NRW geplan-
te 1000-Meter-Abstandsregel von 
Windkraftanlagen zu Wohnhäu-
sern ein Verhinderungsgesetz. So 
wird das nämlich nichts mit der 
Energiewende.
Letzte Frage: Worauf freust Du Dich 
am meisten, wenn die Pandemie über-
wunden ist?
Berghahn: Endlich wieder Men-
schen treffen zu können, mit ih-
nen zu reden, sich auszutauschen 
und auf Veranstaltungen wie zum 
Beispiel das Blomberger Schüt-
zenfest gehen zu können und zu 
feiern. Ich bin ein absoluter Ver-
einsmensch. Das Gesellige fehlt 
mir wie so vielen anderen Ehren-
amtlichen sehr.

Er ist bekannt wie kaum ein anderer, hat sich oft auch um Lemgoer  
Angelegenheiten gekümmert. Im Interview hier:

Verkehrswende: Ja  
ICE-Trasse: Nein

SPD pflegt  
Streuobstwiese
Neben der Politik machen SPD-Mit-
glieder auch praktische Arbeit.  
 - Mehr auf Seite 2

SPD-Abgeordneter Jürgen Berghahn befürwortet den Aus-
bau des Schienenverkehrs: „Statt milliardenteure ICE-Strecke 
aber lieber Begatalbahn reaktivieren.“ – Mehr auf Seite 3



SPD will mehr  
Polizei für Lippe

Einsatz für Streuobstwiese

Vergiftetes Geldgeschenk 
des Landes

Beeindruckende  
Kinderwünsche

„Ein erster Schritt in 
die richtige Richtung“

Intensiveres Vorgehen gegen Kriminalität ist  
Thema im Landtag.
Kreis Lippe. Zum zweiten Mal 
innerhalb von nur 1,5 Jahren 
haben Diebe einen Geldautoma-
ten in Oerlinghausen gesprengt. 
Die Bekämpfung genau dieser 
in NRW immer erfolgreicheren 
Masche hat die SPD jetzt zum 
Thema im Landtag gemacht. 
„Unsere Forderung ist klar: mehr 
Personal und eine bessere Aus-
stattung für die Polizei“, erklären 
die SPD-Landtagsabgeordneten 
Ellen Stock, Dennis Maelzer und 
Jürgen Berghahn.

Die Zahl der Geldautomaten-
sprengungen hat im Jahr 2020 
laut Landesregierung ein neues 
Rekordhoch von 176 Taten er-
reicht. Die Schäden gehen in 
die Millionen, berichtet Stock. 
Zurückbleiben nicht nur teils 
komplett zerstörte Räume und 
Gebäude, sondern auch verängs-
tigte Anwohner. „Die Gefahr für 

die Bevölkerung ist immens“, 
sagt Berghahn. „Die Diebe gehen 
leider immer skrupelloser vor“, 
erklärt Maelzer. 

Um den Diebesbanden das 
Handwerk zu legen, fordert die 
SPD unter anderem eine bessere 
personelle und technische Aus-
stattung der Polizei. Dass sie ins-
gesamt Verstärkung benötigt, ist 
auch das Ergebnis einer Großen 
Anfrage der SPD zur Lage der 
Polizei und der inneren Sicher-
heit in NRW. „Die Personalstär-
ke der Polizei ist insbesondere 
in Lippe immer wieder ein gro-
ßes Thema, da der Kreis die ge-
ringste Anzahl an Beamt*innen 
in ganz NRW aufweist. Wir for-
dern die Verdoppelung der Zahl 
der Bezirksbeamten und damit 
mehr Zuweisungen für Lippe“, 
machen Stock, Maelzer und 
Berghahn klar.

Der SPD-Ortsverein Eichholz-Remmighausen und die Freie Waldorfschule  pflegen die Streuobstwiese 
nahe dem einstigen Falkenkrug seit vielen Jahren mit Herz und Verstand

Die Stadtwerke Detmold hat 
das Areal im Jahr 2000 der SPD 
Eichholz-Remmighausen für 
25 Jahre zur naturnahen Nut-
zung unentgeltlich überlassen. 
Der Ortsverein bewirtschaf-
tet seitdem die Streuobstwiese 
und nutzt die Fläche zur steten 
Steigerung der nachhaltigen Le-
bensqualität und für familien-
freundliche Feste in Spork-Eich-
holz. Der Ortsbürgermeister 

Klaus Brand (SPD) hatte damals 
die Obstbäume noch eigenhän-
dig mit eingepflanzt, Ratsherr 
Andreas Schmidt organisiert 
jedes Jahr auf  der Wiese das be-
liebte „Streuobstwiesenfest“.

Die Freie Waldorfschule Lip-
pe-Detmold vermittelt bewusst 
Erlebnisse in der Natur, ver-
steht sie sich doch als integrati-
ven Teil dessen. So wird ein Bei-
trag zur Artenvielfalt geleistet. 

Schüler*innen aller Altersstu-
fen erlangen durch die eigenen 
Aktivitäten ein Bewusstsein für 
das Ökosystem und den Funk-
tionsweisen unserer natürlichen 
Lebensräume. Und so wurde das 
einzigartige Projekt der Zusam-
menarbeit dreier Partner*innen 
Wirklichkeit: Der SPD-Ortsver-
ein übergibt die Streuobstwiese 
für Unterrichtszwecke der Wal-
dorfschule. Die Stadtwerke un-
terstützen das Vorhaben, indem 
sie Erlöse aus dem Hermann-En-
ten-Verkauf  wiederum für den 
Erhalt des von Menschenhand 
gestalteten Biotops einsetzen.

Didaktisch eignet sich der Ein-
satz für die Streuobstwiese her-
vorragend:  in der Schule werden 
von den Schüler*innen  Baum-
setzlinge gezogen, die alsdann 
im Rahmen von Exkursionen 
auf  der Streuobstwiese einge-
pflanzt werden.

Auch in diesem Jahr erhält die 

Streuobstwiese einen „frischen 
Schnitt“ und neue Bäume. Mit 
dem jährlichen, fachgerecht 
ausgeführten Baumschnitt zum 
Aufbau eines langfristigen Kro-
nengerüstes und dem Anpflan-
zen der Baumsetzlinge setzen 
die beteiligten Akteure ein deut-
liches Zeichen für gelebten Kli-
maschutz in Detmold.

Rechtzeitig vor dem Austrieb 
der Obstbäume wurde daher eine 
gemeinsame Aktion aller drei 
Partner*innen organisiert und 
erfolgreich durchgeführt: Anita 
Hentze, Gartenbaulehrerin der 
Freien Waldorfschule Lippe-
Detmold, konnte neben mehre-
ren Schüler*innen auch Tobias 
Focheler (Gartenbaumeister) für 
Rat und Tat gewinnen. Der ge-
lernte Gartenbauer brachte wie-
derum neben seinem Team einen 
riesigen Hächsler mit.

2

Die Landtagsabgeordneten Ellen Stock, Jürgen Berghahn und Dennis Maelzer fordern von der Landesre-
gierung eine echte finanzielle Unterstützung für die Kommunen.

Kreis Lippe. Einbrechende 
Steuereinnahmen bei Bund und 
Land durch die Corona-Pan-
demie wirken sich auch auf  die 
Finanzmittel für die Städte und 
Gemeinden in Lippe aus. Kurz-
fristig hat das Land die fehlende 
Summe der Kommunen in NRW 
zwar aufgestockt, langfristig be-
deutet das allerdings neue Schul-
den in Millionenhöhe für die lip-
pischen Städte und Gemeinden, 
kritisieren die SPD-Landtags-
abgeordneten Jürgen Berghahn, 
Dennis Maelzer und Ellen Stock 
das Vorgehen.

„Viele Städte und Gemeinden 
haben eh schon mit finanziellen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Sie 
bekommen immer mehr Auf-
gaben von Land und Bund aufs 
Auge gedrückt, ohne dass die-
se ausreichend gegenfinanziert 
werden“, erklären Stock, Berg-
hahn und Maelzer. Dies sei einer 
der Hauptgründe, warum so 
viele Kommunen in NRW tief  in 
den roten Zahlen steckten. Denn 
die Steuereinnahmen, die ihnen 
zur Verfügung stehen bzw. die 
Zuweisungen, die sie vom Land 
bekommen, deckten in vielen 

Fällen nicht die fixen Ausgaben 
der Städte und Gemeinden. Und 
die Pandemie dürfte diese Lage 
noch verschlimmern. „Welche 
Folgen allein die Corona-Krise 
für die Städte und Gemeinden 
haben wird, ist noch gar nicht 
abzusehen“, sagten die lippi-
schen Landtagsabgeordneten. 
Doch anstatt den Kommunen 
finanziell zur Seite zu springen, 
geht die schwarz-gelbe Landes-
regierung einen anderen Weg.

Die CDU/FDP-Landesre-
gierung hat das sogenannte  
Gemeindefinanzierungsgesetz 
2021 lediglich um ein Kredit-
volumen in Höhe von rund 943 
Millionen Euro erhöht. Diese 
Summe haben die Städte und 
Gemeinden somit zukünftig 
dem Land zurückzuzahlen. Im 
Gemeindefinanzierungsgesetz 
ist generell geregelt, wie viele 
Gelder die Kommunen im Jahr 
vom Land erhalten. „Leider ha-
ben sich CDU und FDP dafür 
entschieden, den Kommunen 
ein vergiftetes Geschenk zu 
machen“, beschreiben die SPD-
Landtagsabgeordneten Jürgen 
Berghahn, Dr. Dennis Maelzer 

und Ellen Stock die Entschei-
dung des Landtags. „Anstatt den 
Kommunen die Steuerausfälle 
aus dem NRW-Rettungsschirm 
auszugleichen, bekommen sie 
lediglich neue Schulden aufge-
bürdet“, so Jürgen Berghahn wei-
ter. Sie fordern „echtes Geld“ und 
keine Kredite.

„Konkret drücken CDU und 
FDP dem Kreis Lippe insgesamt 
über 14 Millionen Euro neue zu-
sätzliche Schulden aufs Auge. 
Als SPD-Fraktion haben wir 
uns für echte Finanzhilfen und 
nicht für weitere Schulden aus-
gesprochen“, zeigt sich Jürgen 
Berghahn enttäuscht. Denn die 
finanziellen Folgen für Städte 
und Gemeinden könnten dra-
matisch sein. Im Schlimms-
ten Fall gehe eine angespannte 
Haushaltslage immer zulasten 
von sogenannten freiwilligen 
Leistungen einer Kommune. 
Dazu zählten etwa Angebote 
wie Büchereien, Schwimmbäder 
usw., was schlimmstenfalls re-
duziert oder wegfallen könnte. 
Daher bräuchten die Kommunen 
eine echte finanzielle Hilfe sei-
tens des Landes NRW und keine 

neuen Kredite, die sie abzube-
zahlen haben. Die lippischen 
Rathäuser müssten sich ja auch 
auf  die Zeit nach Corona einstel-
len und die Finanzsituation sei 
dann vermutlich noch schlechter 
als heute. 

„Der Rettungsschirm des Lan-
des bietet dafür die rechtliche 
Grundlage und Möglichkeit. Die 
Landesregierung und die CDU/
FDP-Mehrheit betätigen sich 
hingegen lieber als Schulden-
treiber unserer Kommunen“, 
kommentiert er das Vorgehen. 
Ideen oder ein wirkliches Bemü-
hen der Landesregierung, ihnen 
wirklich zu helfen, sei nicht zu 
erkennen. Auch für Städte und 
Gemeinden in Lippe hat das 
neue Gemeindefinanzierungs-
gesetz seine Auswirklungen. Die 
größten Schulden im Kreisgebiet 
werden Detmold mit mehr als 
3,5 Millionen Euro, Bad Salz-
uflen mit 2,43 Millionen Euro 
und Lemgo mit 1,68 Millionen 
Euro aufgebürdet. In der Zu-
kunft werden die Spielräume für 
die kommunalen Haushalte da-
durch enger.

Landtagsabgeordnete Ellen Stock dankt Kindern 
fürs Mitmachen bei der Wunschstein-Aktion.
Kreis Lippe. Mehrere Kitas aus 
Bad Salzuflen, Lage und Leo-
poldshöhe hatten sich an der 
Wunschsteinaktion des Land-
tags beteiligt, zu dem die Abge-
ordnete Ellen Stock aufgerufen 
hatte. „Die Resonanz war super“, 
freute sich Stock, die die Steine 
in den Kindergärten abgeholt 
und mit nach Düsseldorf  ge-
nommen hatte.

Mehr als 5000 bunt verzierte 
und mit Wünschen von Kindern 
aus ganz NRW sind nun dort am 
Landtagsgebäude am Rhein zu 
sehen – auch die aus Lippe. „Dort 
bleiben sie erst einmal liegen, bis 

sie zu einem großen Kunstwerk 
verarbeitet werden“, berichtete 
Stock den Kitakindern, bei de-
nen sie sich für ihr Mitmachen 
bedankt und einige Präsente 
vorbeigebracht hatte.

„Ich bin beeindruckt von den 
Wünschen der Kinder“, sagt 
Stock. Denn dort drauf  standen 
weniger materielle, sondern eher 
vermeintlich einfache Dinge wie 
„Zeit haben“ oder „mit Mama 
und Papa spielen“ oder „fröhlich 
sein“. „Das gibt einem schon zu 
denken“, sagt Ellen Stock.

Landtagsabgeordneter Dennis Maelzer freut sich 
über erste Hilfen für Brauereien.

Kreis Lippe. Die Situation vieler 
mittelständischer Brauereien ist 
dramatisch, da ihnen in der Co-
rona-Krise der Fassbierabsatz 
weggebrochen ist. Nun können 
Brauereien für ihre angeschlos-
senen Gaststätten Corona-So-
forthilfe beantragen. „Das ist 
ein erster Schritt in die richtige 
Richtung“, freut sich der Land-
tagsabgeordnete Dennis Mael-
zer aus Detmold.

Durch ausgefallene Veranstal-
tungen und geschlossene Res-
taurants bleiben viele Bierher-
steller derzeit auf  ihren Fässern 
sitzen. Dass trifft insbesondere 
die kleinen, regional veranker-
ten Brauereien hart.

Um die örtlichen Bierbrauerei-
en zu unterstützen und Arbeits-

plätze zu sichern, hatte die SPD 
im Landtag gefordert, die Mit-
telständler von der Biersteuer 
zu befreien. „Leider hat sich die 
CDU dazu bislang nur sehr zu-
rückhaltend gezeigt“, bedauert 
Maelzer.

Parallel waren auch SPD-Bun-
destagsabgeordnete wie Achim 
Post aus Minden-Lübbecke in 
Berlin aktiv geworden – mit Er-
folg. Unternehmen wie Braue-
reien mit eigenen Gaststätten 
können nun auch Corona-So-
forthilfe beantragen. 

„Das ist ein erstes gutes Zei-
chen. Wir werden auf  Landes-
ebene aber an unserer Forderung 
dranbleiben“, sagt Maelzer.



Flaute für die Windkraft

Kreis Lippe. Die Landesregie-
rung plant ein Gesetz, mit dem 
beim Neubau von Windrädern 
ein Mindestabstand von 1.000 
Metern zu Wohnhäusern fest-
geschrieben werden soll. Welche 
Auswirkungen das auf die Pla-
nungen sowie die Erneuerung 
– das sogenannte Repowering – 
von Windkraftanlagen in Lippe 
hätte, wollte der SPD-Landtags-
abgeordnete Jürgen Berghahn in 
einer Kleinen Anfrage von der 
Landesregierung wissen. „Die 
Antwort ist ernüchternd“, erklärt 
Berghahn.

Anstatt auf konkrete Planun-
gen in Lippe einzugehen, ver-
wies die Landesregierung in ihrer 

Antwort lediglich auf die Über-
arbeitung der Potenzialstudie 
Windenergie aus dem Jahre 2012, 
die derzeit durchgeführt werde. 

„Mit keinem Wort wird auf  
mögliche Folgen eingegangen. 
Bei mir verfestigt sich daher der 
Eindruck, dass mit der 1000-Me-
ter-Abstandsregel die Windkraft 
weiter beschnitten werden soll 
anstatt für einen notwendigen 
Ausbau zu sorgen, bei dem die 
verschiedenen Interessen wie 
Naturschutz, Energieausbau und 
die der Anwohner und Anlieger 
berücksichtigt werden“, ärgert 
sich Berghahn. Auch in Lippe sei 
die Verunsicherung groß, was 
der Mindestabstand für laufende 

Flächenplanung für Windener-
gie, den Neubau und das Repow-
ering von Windrädern bedeuten 
könnte. 

In Lippe geht etwa bis 2025 
bei 53 Windrädern die techni-
sche Lebensdauer von 20 Jahren 
zu Ende, sodass ein Repowering 
nötig wird. „Hier wird ein Ge-
setz auf den Weg gebracht, ohne 
die Auswirkungen zu kennen“, 
kritisiert Berghahn. „Ich lehne 
die Abstandsregel der Landesre-
gierung ab. Stattdessen schlagen 
wir einen Flächendeckel vor, um 
den Windkraftausbau dort zu 
begrenzen, wo der Ausbau be-
reits weit fortgeschritten ist“, sagt 
Berghahn.

Ja zur Begatalbahn –  
Nein zur neuen ICE-Trasse

Kreis Lippe. Der geplante Neubau 
der ICE-Trasse Bielefeld/Hanno-
ver, die auch durch Lippe führen 
soll, erhitzt die Gemüter. In der 
Region formiert sich Widerstand. 
Auch der SPD-Landtagsabgeord-
nete Jürgen Berghahn steht einer 
milliardenschweren Neubaustre-
cke skeptisch gegenüber. 

Zankapfel ist das Vorhaben der 
Deutschen Bahn, die ICE-Trasse 
zwischen Bielefeld und Hannover 
komplett neu zu bauen und damit 
31 Minuten an Zeit einsparen zu 
können. Anlieger und Betroffene 
befürchten dadurch aber große 
Auswirkungen auf die Umwelt 
sowie eine neue Bahntrasse, die 
sich wie ein Schnitt durch die 
Landschaft zieht. „Für mich steht 
fest: Verkehrswende ja – aber 
nicht auf Kosten der Umwelt und 

der Menschen in Bad Salzuflen 
und Kalletal“, macht Jürgen Berg-
hahn klar.

Der Landtagsabgeordnete und 
Bundestagskandidat für den 
Wahlkreis Lippe I gehört auch 
dem sogenannten Bahnplenum 
an. Um Konflikte zu erörtern und 
um Lösungen auszuloten, wur-
de dieses gegründet. Von der DB 
sind 5 Trassenvarianten vorge-
stellt worden. Durch den Druck 
aus der Region wird jetzt noch 
eine trassennahe Variante mit 
einbezogen. Sollte die DB und das 
Planungsbüro an dem „Deutsch-
landtakt“ und dem Ziel, eine 
Zeiteinsparung von 31 Minuten 
zu erreichen, festhalten, wird es 
massive Eingriffe in das Land-
schaftsbild Lippes geben.

 „Generell befürworte ich den 

Ausbau des Schienenverkehrs. 
Doch anstatt eine milliardenteure 
ICE-Trassen zwischen Bielefeld 
und Hannover neu zu bauen, soll-
te man lieber die Bestandstrasse 
ausbauen und ertüchtigen. Regio-
nale Verkehrsprojekte und somit 
die Mobilität auf dem Land för-
dern“, sagt Berghahn. Dazu zählt 
beispielsweise die Reaktivierung 
der Begatalbahn zwischen Barn-
trup und Lemgo, für die sich 
Berghahn seit Jahren stark macht 
und die Ertüchtigung der beste-
henden Regionalstrecken. Der-
zeit läuft eine Voruntersuchung, 
unter welchen Bedingungen die 
Strecke der Begatalbahn wieder-
belebt werden kann. Das Ergeb-
nis könnte im Sommer vorliegen. 
„Die ersten Signale sind positiv“, 
sagt Berghahn.

3

Der Kreistag beschließt Haushalt mit Investitionen im Bereich  
Mobilität, Digitales,Gesundheit und kommunalen Klimaschutz. 
Die SPD hat aktiv mitgestaltet.

Nach der Kommunalwahl schau-
ten viele auf das Kreishaus. 
Würde der neue Kreistag die 
notwendigen Beschlüsse für die 
Weiterentwicklung Lippes hin-
bekommen? Werden die wich-
tigsten Zukunftsfragen angegan-
gen? Die Antworten musste der 
Haushalt für dieses Jahr geben. 
Der Kreishaushalt ist verabschie-
det und stellt die Grundlage dar, 
dass der Kreis Lippe sich den He-
rausforderungen stellen kann.
Das ist ein guter Anfang. 

„Lassen Sie uns jetzt die Zeit 
nutzen, Lippe für die Zeit nach 
Corona zukunftsfähig aufzustel-
len. Lassen Sie uns gemeinsam 
die Themen des Zukunftskon-
zeptes Lippe 2025 voranbrin-
gen. Lassen Sie uns gemeinsam 
Aufgaben im Bereich Mobilität, 
Digitalisierung, Gesundheit, Kli-
ma- und Artenschutz, Arbeit, 
Bildung und Kinderschutz anpa-
cken“, sagte Lippes Landrat Axel 
Lehmann am Ende seiner Haus-
haltsrede, für die er viel Applaus 
bekam. 

Die Kreistagsmitglieder von 
SPD und Grünen haben in den 

letzten Wochen in intensiven 
Beratungen – natürlich immer 
und den Corona-Schutzregeln- 
weitere Ideen und Initiativen 
eingebracht. Eine davon ist die 
Entwicklung einer kreisweiten 
Sozialraumplanung. „Wir wollen 
mit den Akteurinnen und Akteu-
ren vor Ort rechtzeitig darüber 
beraten, welche Maßnahmen er-
griffen werden müssen, um auf  
Veränderungen vorbereitet zu 
sein. Das können Maßnahmen 
für ältere Menschen, für vorschu-
lische Bildung, aber auch für Frei-
zeitgestaltung sein“, erklärt die 
Vorsitzende des Sozialausschus-
ses, Marianne Rautenberg (SPD). 

Aber auch die gesundheitliche 
Versorgung steht im Mittelpunkt. 
„Wir investieren weiterhin in 
Personal, bauliche Substanz und 
medizinische Ausstattung, um 
Vorreiter für die Gesundheits-
region Lippe zu sein. Durch die 
Medizinische Fakultät und eine 
neue Pflegeschule ist es Ziel, viele 
neue Mediziner und qualifizierte 
Pflegekräfte an die Region zu bin-
den“, betont Landrat Lehmann. 

Auch die Anstrengungen für 

einen kommunalen Klimaschutz 
finden sich in dem Zahlenwerk 
wieder. Die Klimaerlebniswelt 
Oerlinghausen wird als bundes-
weit erste erlebnispädagogische 
Einrichtung zu diesem Thema 
geplant. Mit dem Ziel, die drän-
genden Fragen der Anpassung 
an den Klimawandel aufzuzeigen 
und zu beantworten. Denn Hitze 
oder Dürre stellen Natur, Woh-
nen und Gesundheit vor große 
Herausforderungen. Das Projekt 
macht den Klimawandel hautnah 
erfahrbar und stellt Strategien 
vor, um darauf zu reagieren.

„Der Öffentliche Personen-
nahverkehr ist durch Corona 
stark gebeutelt. Wir wollen aber 
auch weiterhin einen gut ausge-
bauten öffentlichen Personen-
nahverkehr haben. Dieser muss 
bezahlbar und attraktiv sein. 
Ferner wollen wir in Lippe we-
niger Treibhausgase produzie-
ren“, erklärt der Vorsitzende der 
SPD-Kreistagsfraktion, Henning 
Welslau, abschließen

Ellen Stock lobt bei einem Besuch die vielschichtige 
Arbeit des 300-köpfigen Teams 

Kreis Lippe. Die Erfassung von 
positiven Corona-Tests, die 
komplizierte Kontaktnachver-
folgung, die Koordination von 
Quarantänemaßnahmen oder 
die Information der Bürger*in-
nen: Das Gesundheitsamt des 
Kreises Lippe übernimmt in der 
Pandemie wichtige und viel-
schichtige Aufgaben. „Was hier 
seit einem Jahr geleistet wird, 
ist bemerkenswert“, sagt die 
SPD-Landtagsabgeordnete Ellen 
Stock.

Bei einem Besuch durfte sie 
dem in der Corona-Krise auf  
300 Köpfe angewachsenen Team 
über die Schulter schauen. Bei 
der Bewältigung der Coronakri-
se hat der Kreis Lippe frühzeitig 
auf  digitale Technik gesetzt und 
im eigenen Haus eine Software 

entwickeln lassen. „Die ist eine 
große Hilfe, das wurde bei mei-
nem Besuch immer wieder be-
tont. Und deshalb möchten sie 
das bewährte Programm zurzeit 
auch nicht durch die „Sormas“-
Software ersetzen, die das Land 
den Gesundheitsämtern in NRW 
an die Hand geben will“, erklärt 
die Abgeordnete. Stattdessen 
befürworte das Team eine vom 
Land zu schaffende Schnittstelle, 
um Daten schneller austauschen 
zu können. Ob das möglich ist 
und wie es um die Einführung 
von „Sormas“ in NRW steht, 
wollen Stock und ihre Kollegen 
Jürgen Berghahn und Dennis 
Maelzer in einer Kleinen Anfra-
ge von der Regierung wissen. Die 
Antwort steht noch aus.

Landtagsabgeordneter Dennis Maelzer will eine Strategie, um Familien eine Perspektive 
aus der Corona-Krise zu ermöglichen.

Kreis Lippe. Geschlossene oder 
nur eingeschränkt geöffnete 
Kitas, keine Sport-, Jugend- oder 
Freizeitangebote für Kinder 
und Jugendliche oder durch Ho-
meoffice, Betreuung und Home-
schooling gestresste Eltern: Was 
Familien seit einem Jahr in der 
Corona-Krise abverlangt wur-

de und wird, ist immens. Und 
trotzdem hat die Landesregie-
rung immer noch keinen blassen 
Schimmer davon, wie sie jungen 
Menschen und Eltern eine Pers-
pektive aus der Krise aufzeigen 
kann. „Höchste Zeit, dass sich das 
ändert“, sagt der SPD-Landtags-
abgeordnete Dennis Maelzer.

 „Für die Unterstützung von 
Familien ist in der Pandemie 
bislang zu wenig getan worden“, 
stellt Maelzer fest, der zugleich 
familienpolitischer Sprecher sei-
ner Fraktion ist. Konkret fordert 
die SPD in einem Antrag, dass 
bei weiteren Öffnungsschritten 
die Angebote für Kinder und Ju-
gendliche ganz oben auf der Lis-
te stehen müssen. „Dabei geht es 
vor allem um außerschulische 
Angebote etwa im Verein oder in 
Jugendzentren“, erklärt Maelzer. 
Aus Mitteln des Corona-Ret-
tungsschirms sollten nach der 
Pandemie Angebote der Famili-
enbildung sowie ein Jahr die Mit-
gliedschaft in einem Sportverein 
finanziert werden. 

Ein weiterer, sehr wichtiger As-
pekt ist die Meinung der Kinder 
und Jugendlichen: „Wir wollen 
ihnen eine Stimme geben, das ist 
bisher nicht geschehen“, sagt Ma-
elzer. Deshalb fordert die SPD, 

einen Kinder- und Jugendgipfel 
einzuberufen. 

Für wichtig hält er auch, dass 
Kinder und Jugendliche in die 
Teststrategie mit einbezogen 
werden. „Bisher lehnt das Land 
NRW das ab. Dabei gibt es kind-
gerechte Möglichkeiten wie den 
Spucktests“, sagt der Familienex-
perte aus Detmold. 

„Familien brauchen Unterstüt-
zung und Entlastung – und des-
halb müssen ihnen während der 
Pandemie auch die Gebühren 
für OGS und Kitas erlassen und 
vom Land übernommen werden“, 
stellt Maelzer klar. Bisher weigert 
sich das Land immer wieder, die 
Kosten dafür trotz eingeschränk-
ten Betriebs zu übernehmen.

Jürgen Berghahn kritisiert den geplanten 1000-Meter-Mindestabstand  
beim Ausbau der Windenergie.

Der SPD-Landtagsabgeordnete Jürgen Berghahn will die Mobilität  
vor Ort stärken, um die Verkehrswende voranzutreiben.

Corona-Krise: Gesund-
heitsamt Lippe setzt auf 
eigene Software

Kinder sollen mitbestimmen

Mit über 500 Millionen 
in die Zukunft Lippes



In der ersten Sitzung des Stadt-
entwicklungsausschusses hat 
die SPD-Fraktion beantragt, 
dass den Einzelhändlern, Gas-
tronomen und anderen Gewer-
betreibenden als Zeichen der 
Solidarität die anfallenden Ge-
bühren für Sondernutzungsfl ä-
chen inkl. der mobilen Werbe-
tafeln (Kunden Stopper) für das 
zweite, dritte und vierte Quartal 
2021 erlassen wird.

Die Einzelhandelsgeschäft e, 
Gastronomiebetriebe und an-
dere Gewerbetreibende in der 
Innenstadt sind bedingt durch 
den Lockdown besonders von 
der Corona Pandemie betroff en. 
Der Umsatzausfall in den Jahren 

2020 und 2021 führt in vielen 
Fällen zu einer Existenzbedro-
hung. Um den Unternehmern 
und Gewerbetreibenden in die-
ser schwierigen Zeit zu helfen, 
möchte die SPD die Gebühren 
für die Nutzung der Innenstadt 
durch Werbeaufsteller, Waren-
auslagen etc. erlassen. Damit 
entfällt für den ansässigen Ein-
zelhandel eine der zu zahlenden 
Gebühren. Ein weiterer kleiner 
Beitrag, um unseren Gewerbe-
treibenden in der Innenstadt 
durch die Pandemie zu helfen.

Dem Antrag wurde mehrheit-
lich zugestimmt.

Jürgen Berghahn und die 
SPD spenden FFP2 Masken

„Mir ist es wichtig, dass wir alle 
versuchen, gut aus dieser Coro-
na-Zeit herauszukommen. Im 
Moment gehören FFP2-Mas-
ken dazu, da sie guten Schutz 
garantieren“, begründet Jürgen 
Berghahn die Spendenaktion. 
„Es kann doch nicht sein, dass 
die Einkommensschwachen sich 
Masken schlicht nicht leisten 
können und trotzdem zunächst 
keine Unterstützung erhalten“, 
so Julien Thiede, Vorsitzender der 
SPD-Lemgo, der die Unterstüt-
zung durch die SPD sofort zuge-
sagt hatte.

Und Bedarf an Masken ist in 
der Tat da, denn der Soziale Mit-
tagstisch macht trotz Corona 
weiter. „Wir kochen weiterhin 
jeden Donnerstag für 50 bis 70 
Menschen und geben das Essen 
nun abgepackt mit nach Hause“, 
berichtet Frau Kuhlmann-Engel 
über die momentane Situation. 
„Uns ist es wichtig, gerade jetzt 
weiterhin für alle, die kommen, 
da zu sein. Dennoch freuen wir 
uns schon sehr darauf, wenn es 
wieder möglich sein wird, ge-
meinsam zu essen und Zeit mit-

einander zu verbringen“, fasst 
Christa Happel das Engagement 
aller 30 Helferinnen und Helfer 
zusammen. Alleinstehende Se-
niorInnen, die keine Verwandten 
mehr haben, Hartz IV-Empfän-
ger, die jeden Euro zweimal um-
drehen müssen, Suchtkranke, 
deren Leben zu einem Kampf ge-
worden ist und Flüchtlingsfami-
lien mit Kindern – für sie alle ist 
der Mittagstisch da. Sie kommen 
normalerweise jeden Donners-
tagmittag für ein Mittagessen 
zusammen und genießen diese 
gemeinsame Zeit.

Wie der Soziale Mittagstisch 
nicht nur in „normalen“ Zei-
ten arbeitet, beeindruckt Jür-
gen Berghahn und Julien Thiede 
sichtlich. „Dieses Konzept fi nde 
ich bemerkenswert, denn es geht 
weit über ein warmes Mittages-
sen hinaus“, so Jürgen Berghahn. 

Nicht nur, dass das Team des 
Sozialen Mittagstischs übrig ge-
bliebene Lebensmittel von ver-
schiedenen Supermärkten und 
dem Wochenmarkt heranfährt, 
sortiert, klein schnippelt und aus 
dem Stand heraus ein 3-Gän-

ge Menü für 50-70 Personen 
zaubert. Nein, darüber hinaus 
werden die Tische liebevoll ein-
gedeckt und dekoriert. Die ehren-
amtlichen Helfer servieren allen 
die Gänge an die Tische. 

„Wir möchten ihnen ganz be-
wusst das Gefühl geben, in einem 
Restaurant zu sein. Dieses Ge-
fühl, sich auch einmal zurück-
lehnen zu können und bedient 
zu werden, haben unsere Gäste 
in ihrem Alltag sonst nie“, erklärt 
Christa Happel. Und man spürt, 
dass sie mit dieser Geste ihren 
Gästen mehr als nur Essen an den 
Tisch bringen. Sie bringen ihnen 
das Gefühl, wertvoll zu sein. 

Während und nach dem Essen 
setzt sich das Team zu ihren Gäs-
ten und hat ein off enes Ohr für 
Sorgen, Nöte oder alltägliche Er-
lebnisse.

„Was hier in Lemgo vom Sozia-
len Mittagstisch geleistet wird, ist 
ein wahres Geschenk für die Be-
dürft igen und wir sind froh, diese 
Arbeit unterstützen zu können“, 
so Jürgen Berghahn und Julien 
Thiede von der SPD Lemgo.

Der Soziale Mittagstisch bietet eine Anlaufstelle für jene die sich einsam fühlen, reden 
wollen oder Hilfe benötigen.

Becker ist eine Straße wert
Er war vor Heinrich Drake erster gewählter Landespräsident & der erste 
Lemgoer Bürgermeister nach dem 2. Weltkrieg.

60 Jahre nach Clemens Beckers 
Tod (21.03.1961), ist die Zeit reif  
dafür seine Lebensleistung mit 
einem Straßennamen zu eh-
ren. Bislang ehrt Lemgo aus der 
Zeit Beckers mit der Gräfer- & 
Hölandstraße zwar zwei Bür-
germeister aus dem National-
sozialismus & dem Kaiserreich, 
bei demokratischen Politikern 
ist man bisher jedoch zurückhal-
tend mit der Namensgebung.

Becker darf  dabei als Ur-So-
zialdemokrat gelten. Als Wa-
genbauer gründete er zunächst 
den gewerkschaft lichen Wagen-
bauerverein & 1897 den Lemgoer 

Wahlverein der SPD. Später ka-
men die Gründung des genos-
senschaft lichen Konsumvereins 
sowie gemeinsam mit seiner 
Frau Mimmi Mitte der 20er Jah-
re noch der Lemgoer Ortsver-
ein der AWO hinzu. In die Ge-
schichtsbücher ging er als Führer 
der lippischen Sozialdemokratie 
während der Novemberrevo-
lution 1918 ein, während der er 
als Vorsitzender des lippischen 
Volks- und Soldatenrats „erster 
Mann“ im lippischen Staate wur-
de. Diese führende Rolle behielt 
er als Vorsitzender des gewähl-
ten Landespräsidiums, bevor er 

zum Jahreswechsel 1920/21 den 
Weg für Heinrich Drake frei-
machte.

Die Nationalsozialisten stri-
chen ihm 1933 ersatzlos die Pen-
sion, was die Familie fi nanziell 
schwer belastete. Die Amerika-
ner ernannten keine 48 Stunden 
nach dem Kriegsende in Lemgo 
ausgerechnet den bereits 75jäh-
rigen zum Bürgermeister– seine 
Grundhaltung war unstrittig, 
die Herausforderungen in 1945 
ebenso. Er sollte auch diese Her-
ausforderung im Sinne der Stadt 
meistern.

Lemgo stellt sich gegen 
Artensterben & Monokultur

Die Stadt Lemgo folgt dem Bei-
spiel des Kreises Lippe & der 
Nachbarkommunen und tritt 
dem Bündnis „Kommunen für 
biologische Vielfalt“ durch die 
Unterzeichnung der Deklaration 
„Biologische Vielfalt in Kommu-
nen“ bei.

Wichtigstes Ziel des Bündnis-
ses ist der Schutz & die nachhal-
tige Nutzung unserer Tier- und 
Pfl anzenwelt in ihrer ganzen 
Breite. Die unterzeichnenden 
Gemeinden, Städte und Land-
kreise setzen sich dafür ein, 

Maßnahmen im Sinne der Er-
haltung & Stärkung der bio-
logischen Vielfalt zu ergreifen. 
Hierzu gehören Maßnahmen in 
den Bereichen Freiraumschutz 
im Gemeinde-bzw. Kreisgebiet, 
Arten- und Biotopschutz, scho-
nende Nutzung, Bewusstseins-
bildung und Kooperation, das 
Verfassen gemeinsamer Posi-
tionen‚ die gemeinsame Öff ent-
lichkeitsarbeit & die Initiierung 
gemeinsamer Projekte o.ä. So 
könnten beispielsweise in Lem-
go auf  stadteigenen landwirt-

schaft lichen Flächen bzw. ent-
lang landwirtschaft licher Wege 
blütenreiche Saumstrukturen 
neu angelegt oder aufgewer-
tet werden. Damit sichern wir 
Lebensräume der unterschied-
lichsten Insektenarten. Weiter 
ist auch das Aufstellen von so-
genannten „Bienenautomaten” 
denkbar. Innerstädtisch sind 
Baumpatenschaft en und Blüh-
fl ächen im öff entlichen Bereich 
mögliche Maßnahmen im Rah-
men der Bewusstseinsbildung.

SPD und Grüne stellen einen gemeinsamen Antrag und machen Lemgo 
zur Kommune für biologische Artenvielfalt!

Die SPD beantragt zur Entlastung des 
Einzelhandels den Erlass der Sondernutzungs-
gebühren für die Innenstadt.

Städtische Beleuchtung soll sukzessive 
zum Wohle von Flora & Fauna umgerüstet 
werden!

Artenschutz kann 
so einfach sein

Die SPD hat im Verkehrsaus-
schuss der Stadt Lemgo bean-
tragt, dass die Lichtfarbe der 
Straßenbeleuchtung in natur-
nahen, sensiblen Gebieten auf  
eine Lichtfarbe von nicht höher 
als 2200 Kelvin, in Wohngebie-
ten und der Innenstadt auf  nicht 
höher als 2700 Kelvin und in 
den weiteren Verkehrsstraßen 
auf  nicht höher als 3000 Kelvin 
umgerüstet wird. Die Straßen-
beleuchtung kann nachtaktive 
Fluginsekten stark beeinträchti-
gen, da viele Insekten vom Licht 
der Leuchten angezogen und ih-
ren eigentlichen Lebensräumen 
entzogen werden. Wenn sich 
zu dem noch die Attraktions-

radien benachbarter Straßen-
leuchten überschneiden, kann 
dies zu einer Barrierewirkung 
führen, sodass es Insekten we-
sentlich schwerer haben, eine 
beleuchtete Straße zu passieren. 
Durch die technische Weiter-
entwicklung ist der Einsatz von 
umweltverträglicher warmweiß 
leuchtender LED-Technik rea-
lisierbar. Der Lebensrhythmus 
unserer heimischen Flora und 
Fauna wird somit weniger beein-
trächtigt.

Der Antrag wurde mit großer 
Mehrheit angenommen.

Handel in der 
Innenstadt entlasten!

Grundschulsozialarbeit 
verdoppelt
Ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 
90/Die Grünen, Bürger für Lemgo & SPD im
Jugendhilfeausschuss.
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Die Forderung die Grundschul-
sozialarbeit zu verdoppeln wird 
schon lange im Jugendhilfeaus-
schuss diskutiert, viele Vorträge 
und Untersuchungen zu diesem 
Thema wurden bereits im Aus-
schuss präsentiert, während der 
Schulelternrat und die Grund-
schulleiterInnen sich positiv für 
die Forderungen ausgesprochen 
haben wurde durch die konser-
vativen Parteien behauptet, für 
einen solchen Beschluss fehle die 
Faktengrundlage.

Durch intensive Beratungen 
in den vergangenen Wahlperio-
den sahen SPD, Grüne & BFL die 
Zeit gekommen endlich auch Be-
schlüsse folgen zu lassen. 

Durch die vielen Herausforde-
rungen innerhalb der Schule ist 
neben dem Bildungsauft rag auch 
der Erziehungsauft rag in den Fo-
kus gerückt, dieser ist mit durch-
schnittlich fünf Wochenstunden 
pro Schule nicht zu leisten.

Der Antrag wurde im Jugend-
hilfeausschuss angenommen & 
im Rat bestätigt.

Die Schulsozialarbeit an den 
weiterführenden Schulen soll in 
den kommenden Sitzungen bera-
ten werden.


